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1 Allgemeine Planungsvoraussetzungen 

1.1 Planungsanlass und Erläuterung des Planungsumfanges  

 

Der Ortsgemeinderat Weltersburg hat in seiner Sitzung am 18.05.2022 den Beschluss 
über die Aufstellung des Bebauungsplanes „Im Boden II“ sowie die Durchführung der 
Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (2) BauGB und der Unterrichtung der Träger öf-
fentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB gefasst. 

Die vorliegende Planung begründet oder bereitet kein Vorhaben vor, das einer Pflicht 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeit unterliegt. Auch bestehen keine Anhalts-
punkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe d BauGB genann-
ten Schutzgüter. Die Voraussetzungen für die Durchführung eines beschleunigten Ver-
fahrens sind damit gegeben. 
 
Das Plangebiet grenzt unmittelbar nordöstlich an die bestehende Bebauung von 
Weltersburg an und liegt in einer Entfernung zwischen 35 und 80 Metern südlicher der 
Kreisstraße 97. Die Baugrundstücke werden als „Allgemeines Wohngebiet“ (WA) aus-
gewiesen. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans „Im Boden II“ erfolgt eine 
sinnvolle Fortführung der „Reifenberger Straße“ in Richtung Norden. Diese Bauge-
bietserweiterung wurde schon im Bebauungsplan „Im Boden“ aus dem Jahr 1999 be-
rücksichtigt und planmäßig im Bebauungsplan dargestellt. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes beinhaltet die Flurstücke 139, 140, 141 
und 217 in Flur 1 und hat insgesamt eine Fläche von ca. 0,6816 ha. 

Die Realisierung der Bebauung und Regelung der entsprechenden Bauflächen soll mit 
Hilfe des vorliegenden Bebauungsplanes erfolgen. Der Bebauungsplan wird unter dem 
Titel „Im Boden II“ geführt. 

Ziel dieses Bebauungsplans ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur zukünftigen Nutzung des Plangebietes als Allgemeines Wohngebiet im Nord-
osten der Ortslage von Weltersburg Die Ortsgemeinde verfügt zur Zeit kaum noch 
über erschließungsreife Wohnbauflächen. Gleichzeitig besteht aber eine ständige 
Nachfrage nach Bauland - auch von jungen Familien aus dem Gemeindebereich. 

Konkreter Anlass zur Neuaufstellung des Bebauungsplanes ist daher die Absicht der 
Ortsgemeinde, neue Bauflächen aufgrund des Bedarfs für ortsansässige Bürger zu 
schaffen. 

Die Darstellung des Bebauungsplanes erfolgt im Maßstab 1 : 500. 

Die Festlegung der baulichen Nutzung orientiert sich an den umgebenden Bauflächen. 

Das Bebauungsplanverfahren wurde im vereinfachten Verfahren nach § 13b BauGB 
(Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren) in Verbin-
dung mit §13a (Bebauungsplan der Innenentwicklung) begonnen.  Das Bundesverwal-
tungsgericht hat im Sommer 2023 entschieden, dass der im Jahr 2017 eingeführte 
§ 13b BauGB, der die Aufstellung von Bebauungsplänen im Außenbereich im verein-
fachten Verfahren ohne förmliche Umweltprüfung erlaubte, gegen Europarecht ver-
stößt und nicht mehr angewendet werden darf.  Die sogenannte „Reparaturregelung" 
zu § 13b BauGB (§ 215a BauGB), die mit Gesetz vom 20.12.2023 beschlossen und im 
Bundesgesetzblatt am 22. Dezember 2023 veröffentlicht wurde (BGBl. 2023 Nr. 394) 
trat zum 1. Januar 2024 in Kraft. §215a Abs. 1 BauGB ermöglicht es den Gemeinden, 



Begründung zum Bebauungsplan „Im Boden II“ 
Ortsgemeinde Weltersburg, Verbandsgemeinde Westerburg Seite 4 

Diefenthal Freiraumplanung, Moschheim  Stand: 10/2024 
 

die nach §13b BauGB begonnen Bebauungsplanverfahren zu Ende zu bringen. Das 
Verfahren nach §13b BauGB wird mit einem ergänzenden, beschleunigten Verfahren 
gem. § 214 Abs. 4 BauGB fortgeführt. Eine Umweltbezogene Einzelfallprüfung (Vor-
prüfung) nach § 215a BauGB wurde ausgeführt. Da die Planung voraussichtlich keine 
erheblichen Umweltauswirkungen hat, sind die Voraussetzungen erfüllt, um die Fort-
führung im beschleunigten Verfahren durchzuführen. Von der frühzeitigen Unterrich-
tung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB kann abgesehen werden.  
Die öffentliche Auslegung des Planentwurfes mit Begründung wird gemäß § 3 Abs. 2 
und § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt. Den durch die Planung berührten Trägern öf-
fentlicher Belange/Behörden wird Gelegenheit zur Stellungnahme in angemessener 
Frist gegeben.  

 

1.2 Räumliche Lage und Geltungsbereich 

 

Die zu beplanende Fläche liegt am nordöstlichen Ortsrand von Weltersburg, südlich 
der Kreisstraße 97 und umfasst eine Gesamtfläche von 0,6816 ha. 

Das Plangebiet weist eine leichte Steigung von Süden nach Norden auf. Es ist geprägt 
von einer mäßig intensiv bis extensiv genutzten Fettwiese (EA1) mit einer 2-
schührigen Mahd und regelmäßiger Düngung, die von Wirtschaftsgräsern wie z. B. 
Glatthafer, Knäulgras, Wolliges Honiggras, Kammgras, Wiesenlieschgras und 
Wiesenfuchsschwanz dominiert wird. Durch die Offenlandfläche zieht sich eine 
linienförmige Ruderalflur mit spärlichem Bewuchs aus Brennnesseln, Ackerkratzdistel, 
Wiesenfuchsschwanz und Brombeerbeständen. Dieser Bestand hat sich nach der 
Beseitigung der im Luftbild noch zu erkennenden Gebüschreihe aus Weiden und 
Sträuchern entwickelt. Im östlichen Teilbereich befindet sich ein Gehölzsaum aus 
Vogelkische, Birke, Salweide und Apfelbäumen im Alter zwischen 5 – 50 Jahren. Auch 
stehendes Totholz ist im Bestand vorhanden. 

Das Plangebiet wird im Osten durch einen befestigten Wirtschaftsweg mit 
vorgelagertem Wegeseitengrtaben begrenzt. Im Süden und Westen schließt sich die 
benaute Ortslage von Weltersburg an. Im Norden schließen sich weitere 
Grünlandflächen bis zu Kreisstraße 97 an. 
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Abbildung 1: Ortslage von Weltersburg mit Plangebiet auf Luftbildbasis (Geltungsbereich ist rot umran-
det; Quelle: LANIS, RLP) 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes beinhaltet folgende Nutzung: 

Allgemeines Wohngebiet (WA)  0,5011 ha 
Private Grünflächen 0,0448 ha 
Öffentliche Grünfläche mit Rückhaltebecken 0,0698 ha 
Straßenverkehrsflächen 0,0659 ha 
Gesamtfläche Geltungsbereich 0,6816 ha 
 
 
 

1.3 Beschreibung des Planungsraumes 

Die heutige Nutzung des Plangebietes besteht ausschließlich in Form einer mäßig ex-
tensiven Grünlandnutzung mit einer 1 bis 2-schührigen Mahd der Flächen. Die erste 
Mahd erfolgt traditionell im Juli, je nach Witterung auch bereits im Juni mit einer 2. 
Mahd im Juli/August. Die Grünlandfläche ist als Fettwiese gemäß dem Biotoptypen-
schlüssel (EA1, Glatthaferwiese) einzustufen. Im Juni 2022 erfolgte eine floristische 
Bestandsaufnahme des Plangebietes, die im Juni 2024 aktualisiert wurde. Die Artenlis-
te ist in der nachfolgenden Auflistung wiedergegeben. 

Insgesamt wurden folgende Pflanzenarten in den Grünlandflächen kartiert: 
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Tabelle 1: Artenliste der Grünlandfläche (Biotoptyp Fettwiese) 

Kartierungen am 02.06.2022, 04.06.2024  
Deckungsgrad ca.: 100 % 
. 

Häufigkeit 
in % Bedeutung 

wiss. Artname deutscher Artname Fettwiese Kennart 
Magerkeits- 

zeiger Störzeiger 

Achillea millefolium ssp. miliefolium Gewöhnliche Schafgarbe x 

Agrostis capillaris Rotes Straußgras x 

Alopecurus pratensis 
Wiesen-
Fuchsschwanzgras 10 x 

Anthoxanthum odoratum Wohlriechendes Ruchgras x 

Anthriscus sylvestris Wiesen-Kerbel 1 x 

Arrhenatherum etatius Glatthafer 10 x 

Bellis perennis Gänseblümchen 0,1 

Cardamine pratensis Wiesenschaumkraut 0,5 

Centaurea jacea Wiesen-Flockenblume 1 x 

Cirsium arvense Acker-Kratzdistel x x 

Crepis biennis Wiesen-Pippau 5 x 

Cynosurus cristatus Kammgras x 

Dactylis glomerata Gewöhnliches Knäuelgras x 

Daucus carota Wilde Möhre 0,5 x 

Festuca rubra ssp. rubra Rot-Schwingel x 

Galium album Weisses Labkraut 1 x 

Galium mollugo Wiesen-Labkraut 1 

Geranium palustre Sumpf-Strochschnabel 0,05 

Heracleum sphondylium Wiesen-Bärenklau 0,1 x 

Hieracium aurantiacum Orangerote Habichtskraut 0,05 

Holcus lanatus Wolliges Honiggras x 

Hypericum perforatum Tüpfel-Johanniskraut 0,5 x 

Leucanthemum vulgare Wiesen-Margerite 1 x 

Luzula campestris Feld-Hainsimse 0,05 x 

Phleum pratense Wiesen-Lieschgras 1 x 

Plantago lanceolata Spitz-Wegerich 2 

Poa pratensis Wiesen-Rispengras x 

Poa trivialis Gemeines Rispengras x x 

Ranunculus acris Scharfer Hahnenfuß 0,5 

Rannunculus repens Kriechender Hahnenfuß 0,5 x 

Rumex acetosa Wiesen-Sauerampfer 1 

Rumex crispus Krauser Ampfer 0,5 x 

Sanguisorba officinalis Großer Wiesenknopf 0,1 x 

Senecio jacobaea Jakobs-Kreuzkraut 0,1 

Stellaria gramminea Gras-Sternmiere 0,5 x 

Stellaria holostea Große Sternmiere 0,5 
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wiss. Artname deutscher Artname Fettwiese Kennart 
Magerkeits- 

zeiger Störzeiger 

Tanacetum vulgare Rainfarn 0,5 x 

Taraxacum officinale Löwenzahn 3 x 

Tragopogon pratensis Wiesen-Bocksbart 0,01 x 

Trifolium pratense Rot-Klee 0,5 

Trifolium repens Weiß-Klee 0,5 x 

Trisetum flavescens Wiesen-Goldhafer 0,5 x 

Veronica chamaedrys Gamander-Ehrenpreis 0,1 x 

Vicia cracca Vogel-Wicke 0,1 

Vicia sativa Futter-Wicke 0,5 

Summe Kräuteranteil ohne Störzeiger 17,21 %   
Summe Kennart / Magerkeitszeiger / 
Störzeiger   9,31 % 1,05 % 7,0  

 
Die Bewertung der Einstufung zum Grünland mit Pauschalschutz nach § 15 LNatSchG 
wurde nach den Kriterien aus dem gemeinsamen Rundschreiben des Ministeriums für 
Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten vom 04.01.2017 zum Umgang mit gesetzlich 
geschütztem Grünland nach § 15 LNatSchG in der Flurbereinigung vorgenommen.  

 
Ergänzend zur FFH-Kartieranleitung RLP sind die nachfolgend aufgeführten Mindest-
kriterien für die Ansprache des LRT 6510 zu erfüllen: 

 Vorhandensein von mindestens 4 Kennarten des Arrhenatherion, von denen mindes-
tens 1 Art frequent vorkommen muss (> 1% Deckung) 

 Kräuteranteil ohne Störzeiger mindestens 20% 
 Störzeigeranteil nicht über 25% 
 Magerweide: Magerkeitszeiger einer frequenten oder aller Magerkeitszeiger mit einer 

Deckung < 1 % erforderlich 
 Magerweidekartierung ab 1.000 m², FFH-LRT 6510/6520 ab 500 m² 
 Die Magerwiesen der LRT 6510 dürfen maximal zu 50 % verbuscht sein, um noch als 

FFH-LRT kartiert zu werden. 
 Differenzierung in Wertstufe I und II (letztere geringer) anhand der Erhaltungszustände 

 

Im Ergebnis wird festgestellt, dass die Grünlandfläche mit einem Kräuteranteil von ca. 
17,21 % nicht dem Pauschalschutz nach § 15 LNatSchG Rheinland-Pfalz zuzuordnen 
ist, da die Grünlandfläche keinen Kräuteranteil von über 20 % aufweist.  

Im Rahmen von zwei Begehungen im August 2021 wurde das Plangebiet auf Vor-
kommen der beiden Moorbläulingarten (M. teleius und nausithous) überprüft. Aufgrund 
des Fehlens von blühenden Exemplaren der Wirtspflanze Gr. Wiesenknopf bestand 
während der Flugzeit der Arten keine Möglichkeit für eine Reproduktion im Plangebiet. 
Es konnten daher auch keine Vorkommen der beiden Arten festgestellt werden. Die 
Mahd erfolgt häufig zu einem für diese Art ungünstigen Zeitraum Mitte bis Ende Juli. 
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Foto 1: Glatthaferwiese im Bereich der geplanten Wohnbauflächen in der südlichen Teilfläche 
(02.06.2022) 

 

 

Foto 2: Glatthaferwiese im Bereich der geplanten Wohnbauflächen in der östlichen Teilfläche 
(02.06.2022) 
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Foto 3: Glatthaferwiese im zentralen Bereich des geplanten Baugebietes (13.06.2022) 

 
 

 

Foto 4: Blick von Norden über das Plangebiet. Die beiden Obstbäume bleiben erhalten, da der Gel-
tungsbereich erst südlich davon beginnt (06.04.2022) 

 

Artenschutz 

Die Avifauna des Plangebietes wurde durch 4 Begehungen von Frühjahr bis Sommer 
2022 erfasst.  

Obwohl das Plangebiet von Offenland eingenommen wird, konnten aber keine typi-
schen Offenlandarten wie z. B. Feldlerche, Braunkehlchen oder Wiesenpieper zur 
Brutzeit im Bereich des Plangebietes festgestellt werden. Das Grünland des Plange-
bietes wird durch Rotmilan, Mäusebussard und Turmfalke, sowie häufige Singvogelar-
ten (z. B. Amsel, Elster, Hausrotschwanz, Rabenkrähe oder Star) zur Nahrungssuche 
regelmäßig aufgesucht.  
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Niststandorte oder Reproduktionsstätten von artenschutzrechtlich relevanten Arten 
konnten im gesamten Plangebiet nicht nachgewiesen werden. In den angrenzenden 
Gehölzen entlang des Feldweges im Osten konnten die Goldammer, Kohlmeise, 
Blaumeise und gelegentlich der Buntsprecht beobachtet werden. Diese Gehölze blei-
ben erhalten und stehen weiterhin als Lebensraum für diese Arten zur Verfügung. In 
einem der beiden Obstbäume (s. Foto 4) befindet sich eine Steinkauz-Niströhre, die 
aber derzeit nicht besetzt ist. 

Der Gehölzbestand entlang des östlich verlaufenden Wirtschaftsweges wird regelmä-
ßig als Flugstrecke für Nahrungsflüge durch die Zwergfledermaus (Pipistellus pipistrel-
lus) genutzt (Leitlinie). Diese Funktion bleibt auch weiterhin erhalten, da der Gehölzbe-
stand nicht verändert wird. 

Insgesamt wird daher keine artenschutzrechtliche Betroffenheit gemäß den Verbots-
tatbeständen des § 44 Abs. 1 BNatSchG durch das Planungsvorhaben ausgelöst. 

 

 

Foto 5: Blick von Westen über das Plangebiet in Richtung Girkenroth kurz vor der Mahd (29.06.2024) 
Gut zu erkennen sind Rudarlsierungen mit Brennenssel und Rainfarn. Vorkommen des Ja-
kobskreuzkrautes sind am rechten Bildrand zu erkennen. 

 
 

1.4 Verkehrsanbindung 

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Fortsetzung der „Reifenberger 
Straße“ in Richtung Norden mit Einmündung in die Gemeindestraße „Im Boden“. 

Die bestehenden Verkehrsanbindungen bleiben durch die Bauleitplanung unberührt. 
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1.5 Übergeordnete räumliche Planungen 

1.5.1 Regionaler Raumordnungsplan Mittelrhein-Westerwald (RROP) 

 

Die Ortsgemeinde Weltersburg mit 310 Einwohnern (Stand 31.12.2020), liegt gemäß 
den Aussagen des Regionalen Raumordnungsplanes Mittelrhein-Westerwald (2017) 
innerhalb eines Vorbehaltsgebiets „Erholung- und Tourismus“. 

„Die Gemeinden in den Vorbehaltsgebieten Erholung und Tourismus sollen entspre-
chend ihrer Eignung und Standortgunst zur gemeinsamen Entwicklung des Erholungs-
raumes beitragen. In verkehrsgünstig gelegenen Gemeinden soll bevorzugt die touris-
tische Infrastruktur konzentriert werden. In den Vorbehaltsgebieten Erholung und Tou-
rismus, die schon traditionell Tourismusgebiete sind, soll besonders durch qualitativ 
wirksame Maßnahmen die künftige Entwicklung begünstigt werden. Die Entwicklung 
dieser Vorbehaltsgebiete Erholung und Tourismus soll dazu beitragen, die Erwerbs-
grundlagen für die Bevölkerung zu sichern und die Strukturschwächen zu verringern. 
[…] Die Vorbehaltsgebiete Erholung und Tourismus dienen auch zur Sicherung der ru-
higen Erholung in Natur und Landschaft. In sensiblen Gebieten sollen alle Maßnahmen 
und Planungen vermieden werden, welche die Erholungsfunktion dieser Räume erheb-
lich beeinträchtigen.“1 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes „Im Boden II“ sollen lediglich unmittelbar 
angrenzend an die bereits vorhandene Bebauung neue Wohnbauflächen ausgewiesen 
werden. Hierdurch entsteht keine erhebliche Beeinträchtigung der Tourismusfunktion. 
Flächen mit Erholungsfunktion werden ebenfalls nicht beeinträchtigt. Die heutige Fuß-
wegeverbindung das Plangebiet zu den im Osten verlaufenden Feldwegen bleibt mit 
leichter Veränderung weiterhin bestehen und wird durch einen Fußweg, der im Norden 
des Geltungsbereiches des Bebauungsplans „Im Boden“ verläuft an die Bauflächen 
angebunden. Der heutige Fußweg kann daher weiterhin zur Naherholung von den An-
wohnern genutzt werden. Die angrenzenden Flächen stehen weiterhin als Erholungs-
raum zur Verfügung. Ausgewiesene Erholungseinrichtungen sind im Plangebiet nicht 
vorhanden. 

Die Inhalte des Bebauungsplanes sind im Sinne der Zielvorgaben der Raumordnung 
und daher mit der übergeordneten Bauleitplanung vereinbar. 

 

                                                
1 Zitat aus RROP 2017 
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1.6 Flächennutzungsplan 

 

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde weist den Bereich des 
Bebauungsplanes einschließlich der Grünlandflächen bis zur nördlich angrenzenden 
Kreisstraße bereits als „Wohnbaufläche“ aus. 

 

Abbildung 2: Fläche des Bebauungsplans "Im Boden II" schematisch in Rot umrandet. 

 

Die vorgesehene Ausweisung des Bebauungsplanes erfolgt entsprechend den Vorga-
ben des Flächennutzungsplanes, der grundsätzlich die Bauflächenausweisung nicht 
parzellenscharf wiedergibt. 

 

1.7 Bestandteile 

 

Der Bebauungsplan besteht aus der Planurkunde im Maßstab 1 : 500, den Textfest-
setzungen und der vorliegenden Begründung. 
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2 Festsetzungen des Bebauungsplans 
 
Aufgabe des Bebauungsplanes ist die planungsrechtliche Regelung für die bauliche 
Nutzung der Grundstücke vorzugeben, die nordöstlich der Ortsgemeinde von Welters-
burg liegen. Dabei ist die besondere standörtliche Gegebenheit mit der umgebenden 
Bebauung und angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen zu berücksichtigen. Schon 
im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans „Im Boden“ wurde einer Erweiterung 
in Richtung Norden durch die Fortsetzung der „Reifenberger Straße“ vorgesehen (s. 
Abb. 3). 
 

 
Abbildung 3: Ausschnitt aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan "Im Boden" mit Skizzierung 

der geplanten Erweiterung „Im Boden II“ 
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2.1 Bebaubare Flächen 
 

Im Planbereich des Bebauungsplanes wird ein allgemeines Wohngebiet gem. 
§ 4 BauNVO im Anschluss an die vorhandene Ortsbebauung ausgewiesen. Die nörd-
lich angrenzenden Offenlandflächen bleiben erhalten und es erfolgt die Ausweisung 
eines 3 Meter breiten Grünstreifens in nördliche und östliche Richtung. 

Die Festsetzungen zur Gestaltung und Form greifen die Vorgaben der angrenzenden 
Baugrundstücke auf. 

Es sind Aussagen hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr.1 
BauGB und § 4 BauNVO sowie für das Maß der baulichen Nutzung gemäß § 16 Abs. 2 
BauNVO mit den Angaben zur maximal bebaubaren Grundfläche und der Anzahl der 
zulässigen Zahl der Vollgeschosse bauplanungsrechtlich zu treffen. Zusätzlich werden 
bauordnungsrechtliche Regelungen zur Baugestaltung festgesetzt. Die Festsetzungen 
dienen der Schaffung baurechtlicher Voraussetzungen für die Nutzung der Grundstü-
cke innerhalb der Ortslage, schränkt aber auch gleichzeitig eine unkontrollierte Ent-
wicklung in diesem Bereich maßgeblich ein. 

 

2.2 Verkehrserschließung 

Der Planbereich grenzt unmittelbar an die „Reifenberger Straße“ aus dem südlich an-
grenzenden Baugebiet an. Über eine Verlängerung dieser Straße sowie eine Einmün-
dung im Bereich der Straße „Im Boden“, kann das Plangebiet an das überörtliche 
Straßennetz angeschlossen werden. Alle Bauflächen sind über die Fortführung der 
bestehenden Gemeindestraße ausreichend erschlossen. Eine weitere Anbindung ist 
nicht erforderlich. 

 

2.3 Immissionsschutz 

Das Plangebiet liegt am Ortsrand von Weltersburg mit südlich und westlich angren-
zenden Bauflächen. Durch die Ausweisungen des Bebauungsplanes kommt es ledig-
lich zu einer geringfügigen Änderung der vorhandenen Emissionssituation durch neue 
Wohnbauflächen. Auch ist nicht zu erkennen, dass aus den vorhandenen Nutzungen 
im Umfeld des Plangebietes Beeinträchtigungen des zukünftigen Wohngebietes verur-
sacht werden. Festsetzungen hinsichtlich der Belange des Immissionsschutzes sind 
daher nicht erforderlich. 

 

2.4 Landschaft und Grünordnung 

Im Planbereich werden auf den privaten Grünflächen Festsetzungen zum Erhalt und 
zur Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern gem. § 9 (1) Nr. 25 a und b BauGB 
festgesetzt. 

Der Standort des geplanten Rückhaltebeckens ist als öffentliche Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung „Rückhaltebecken“ dargestellt. Das Becken ist als Erdbecken ge-
plant und soll randlich durch Pflanzungen mit Sträuchern eingegrünt werden. 
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2.5 Weiterführung nach § 13b BauGB begonnene Bebauungsplanverfahren 

Die Aufstellung des Bebauungsplans wurde im sogenannten beschleunigten Verfah-
ren nach den §13b BauGB begonnen.  Gemäß § 215a Abs. 1 BauGB können nach § 
13b BauGB begonnene, nicht abgeschlossene Bebauungsplanverfahren bis zum 
31.12.2024 im beschleunigten Verfahren beendet werden. Auf das ergänzenden Ver-
fahren nach §215a BauGB wird in Kapitel 2.7 der Begründung eingegangen. 

 

2.6 Prüfung auf Anwendbarkeit des § 13b BauGB 

Allgemeines 

Der Bundestag hat mit der Veröffentlichung am 22.06.2021 im Bundesgesetzblatt die 
Neuaufstellung des §13b BauGB verkündet.  Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 
gilt § 13a entsprechend für Bebauungspläne mit einer Grundfläche im Sinne des § 13a 
Absatz 1 Satz 2 von weniger als 10.000 Quadratmetern, durch die die Zulässigkeit von 
Wohnnutzungen auf Flächen begründet wird, die sich an im Zusammenhang bebaute 
Ortsteile anschließen. Das Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplans nach Satz 
1 kann nur bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 förmlich eingeleitet werden; der 
Satzungsbeschluss nach § 10 Absatz 1 ist bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 zu 
fassen. Der Aufstellungsbeschluss muss bis zum 31.12.2022 gefasst und das Verfah-
ren bis spätestens zum 31.12.2024 abgeschlossen sein. Die Kommunen erhalten da-
mit ein bewährtes Planungsinstrumentarium zur Wohnbaulandmobilisierung. Das In-
strument kommt in den Fällen zur Anwendung, in denen die Innenentwicklungspotenti-
ale aus-geschöpft oder nicht generierbar seien – und nur dann. Bei der Bauleitplanung 
fordert das BauGB, auch im beschleunigten Verfahren, von den Gemeinden als Trä-
gern der Bauleitplanung hohe Transparenz und Bürgerbeteiligung, sodass die ver-
schiedenen öffentlichen Belange planmäßig einer gerechten Abwägung zugeführt 
werden müssten. Es wurden zwar die Verfahrensregularien vereinfacht, nicht aber die 
materiell-rechtlichen Maßstäbe. Der Grundsatz Innen- vor Außenentwicklung, wie etwa 
in der Bodenschutzklausel des § 1a Absatz 2 Satz 1 BauGB oder in den Planungsleit-
sätzen in § 1 Absatz 5 Satz 3 BauGB, gilt uneingeschränkt, auch beim beschleunigten 
Verfahren. Demnach müssen vorrangig die vorhandenen Potenziale wie Baulandre-
serven, Nachverdichtung, Brachflächen und leerstehende Bausubstanz innerhalb der 
Siedlungsgebiete aktiviert werden und flächensparende Siedlungs- und Erschließungs-
formen angewendet werden. Die Feststellung von Bauflächenbedarf muss von der 
Gemeinde in der Abwägung als Belang berücksichtigt werden (Auszug aus der Bun-
destagsbegründung). Für diese Planbereiche sind also Bebauungspläne im beschleu-
nigten Verfahren zulässig, d.h. ohne Umweltprüfung, ohne Anwendung der natur-
schutzrechtlichen Eingriffsregelung und ohne Entwicklung aus dem Flächennutzungs-
plan. Sie können dabei isoliert oder auch im Zusammenhang mit einem Bebauungs-
plan der Innenentwicklung aufgestellt werden. 

 

Natur- und artenschutzrechtlicher Prüfungsumfang 

Wie bereits oben ausgeführt, entfällt bei der Anwendung des § 13b BauGB durch die 
Anwendbarkeit des § 13a BauGB die Umweltprüfung sowie die naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelung. Dies entbindet die planende Gemeinde jedoch nicht davon, die Um-
weltbelange sachgerecht zu ermitteln und in die Abwägung einzustellen: Der Umstand, 
dass § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB bei der Aufstellung eines Bebauungsplans der Innen-
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entwicklung unter den dort genannten Voraussetzungen vom Verfahrensbestandteil 
der Umweltprüfung befreit, entbindet die Gemeinde nicht von der materiellen Pflicht, 
die Umweltbelange gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7, Abs. 7 i.V.m. § 1a BauGB im Rahmen der 
Abwägung zu berücksichtigen. Belange i.S. von § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB hat 
die planende Gemeinde auch im Verfahren nach § 13a BauGB gemäß § 2 Abs. 3 und 
§ 1 Abs. 7, Abs. 8 BauGB zu ermitteln, zu bewerten und in die Abwägung einzustellen. 
Die Ermittlungs- und Bewertungspflicht gem. § 2 Abs. 3 BauGB in Bezug auf natur-
schutzfachlich bzw. naturschutzrechtlich relevante Auswirkungen des Planungsvorha-
bens entfällt insbesondere nicht aufgrund von § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB, der in den 
Fällen des § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB bestimmt, dass Eingriffe, die aufgrund der 
Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als i.S.d. § 1a Abs. 3 Satz 6 
BauGB (= Satz 5 in der im Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Gesetzes-
fassung) vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig gelten. Diese Rege-
lung befreit die Gemeinde nur von der Kompensationspflicht nach § 1a Abs. 3 BauGB. 
Im Übrigen bleibt es jedoch bei der – uneingeschränkten – Beachtung der Belange des 
Naturschutzes (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB) im Rahmen der planerischen Ab-
wägung auch etwa in Bezug auf das Minimierungsgebot. Diese Anforderungen an die 
Abwägung sowie (im Vorfeld) an die Ermittlung gelten auch unabhängig davon, ob ei-
ne förmliche Umweltprüfung (§ 2 Abs. 4 BauGB) vorgenommen werden muss oder ob 
diese im vereinfachten oder beschleunigten Verfahren nach § 13 bzw. § 13a BauGB 
entfällt. 

 

Anwendungsvoraussetzungen 

In Betracht kommen Plangebiete, durch die Wohnnutzungen auf Flächen begründet 
werden sollen, die sich an im Zusammenhang bebaute Ortsteile anschließen. 

Hier: Das Plangebiet „Im Boden II" schließt sich an die bebaute Ortslage von Welters-
burg unmittelbar an. 

Der Aufstellungsbeschluss wurde vor dem 18.05.2022 gefasst und das Verfahren wird 
voraussichtlich vor dem 31.12.2024 mit dem Satzungsbeschluss beendet werden.  

 

Weitere Voraussetzungen 

Positive Voraussetzung dafür, dass ein Bebauungsplan zur Einbeziehung von Au-
ßenbereichsflächen im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden kann, ist es, dass 
bestimmte Schwellenwerte nicht überschritten werden, die sich nach der Größe der 
festgesetzten Grundfläche bestimmen. Die Grundfläche im Sinne des § 13a Absatz 1 
Satz 2 muss gemäß § 13b BauGB weniger als 10.000 qm betragen und die Zulässig-
keit von Wohnnutzungen muss begründet werden. Bei der Grundfläche im Sinne des 
§ 13a BauGB handelt es sich ausschließlich um den Anteil eines Baugrundstücks, der 
von baulichen Anlagen überdeckt werden darf. Die Ermittlung des Umfangs erfolgt 
durch die nach § 19 Abs. 1-3 BauNVO festzusetzende Grundflächenzahl und die 
dadurch konkretisierte Grundfläche. Nicht dazu gerechnet werden die Überschrei-
tungsmöglichkeiten des § 19 Abs. 4 BauNVO sowie die Flächen für Straßen, Fußwege 
und sonstige Erschließungseinrichtungen.  

Hier: Das Plangebiet (allgemeines Wohngebiet) umfasst rund 0,50 Hektar. Die zuläs-
sige Grundflächenzahl wird im Sinne einer Eingriffsminimierung auf 0,4 festgesetzt, so 
dass die Grundfläche nach § 13a Absatz 1 Satz 2 BauGB für das geplante allgemeine 
Wohngebiet 2.000 qm, also weniger als 10.000 qm, beträgt.  
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Teilgebietsfläche  Fläche x  GRZ Grundfläche 

Fläche Allgemeines Wohngebiet WA 5.000 qm x 0,40 = 2.000 qm 

Anrechenbare maximale Grundfläche  = 6.554 qm 

 

Negative Voraussetzungen 

Gemäß §§ 13b i.V.m. 13a Abs. 1 Satz 3 BauGB ist das beschleunigte Verfahren aus-
geschlossen, wenn durch den Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben begrün-
det wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
dem UVPG oder nach Landesrecht unterliegen. Das beschleunigte Verfahren ist nach 
§§ 13b i.V.m. 13a Abs. 1 Satz 4 BauGB ferner dann ausgeschlossen, wenn Anhalts-
punkte für Beeinträchtigungen von Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung nach 
der FFH-Richtlinie und von europäischen Vogelschutzgebieten bestehen. Hier Auf-
grund der Lage des Baugebietes, den Angaben des Landschafts- und sonstiger Fach-
pläne ergaben sich keine Anhaltspunkte für eine mögliche Beeinträchtigung von FFH – 
Flächen oder Vogelschutzgebieten. Entsprechende artenschutzrechtliche Kar-
tierungen wurden durchgeführt. 

Als ungeschriebene Tatbestandsvoraussetzungen ist zu prüfen, ob die Innenentwick-
lungspotentiale der planenden Kommune ausgeschöpft oder nicht generierbar sind, da 
der Grundsatz Innen- vor Außenentwicklung, wie etwa in der Bodenschutzklausel des 
§ 1a Absatz 2 Satz 1 BauGB oder in den Planungsleitsätzen in § 1 Absatz 5 Satz 3 
BauGB dargestellt, uneingeschränkt, auch beim beschleunigten Verfahren gilt. Dem-
nach müssen vorrangig die vorhandenen Potenziale wie Baulandreserven, Nachver-
dichtung, Brachflächen und leerstehende Bausubstanz innerhalb der Siedlungsgebiete 
aktiviert werden und flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen angewen-
det werden. 

Die Ortsgemeinde Weltersburg verfügt selbst nicht mehr über freie Bauplätze. Im In-
nenbereich bestehen kaum noch Bebauungsreserven. Auch findet sich wenig leerste-
hende Bausubstanz, da die meisten der freiwerdenden Gebäude an Folgenutzer ver-
äußert, saniert und wieder einer Wohnnutzung zugeführt werden. Nennenswerte Mög-
lichkeiten zur Nachverdichtung bestehen aufgrund der Größe und des Zuschnitts der 
meisten vorhandenen Baugrundstücke in der Ortslage nicht. Andererseits besteht je-
doch ein erheblicher Nachfragedruck. Aufgrund der oben geschilderten Angebotssitua-
tion und der Tatsache, dass einerseits kaum noch freie Bauplätze zur Verfügung ste-
hen und andererseits Eigentümer unbebauter Parzelle diese nicht verkaufen, kam und 
kommt es bereits zu Abwanderungen in Nachbargemeinden. Dementsprechend ist für 
die notwendige und angemessene Eigenentwicklung der Kommune die Ausweisung 
eines neuen Wohnbaugebietes zwingend erforderlich. Um zu gewährleisten, dass ein 
Teil der geplanten Parzellen auch Ortsansässigen zur Verfügung gestellt werden kann 
und eine zeitnahe bauliche Nutzung durch vertraglich vereinbarte Baugebote mit 
Rückauflassungsvormerkungen umgesetzt werden wird, hat die Gemeinde Welters-
burg vor Einleitung der Planung bereits alle künftigen Bauplätze erworben.  

Ergebnis: 

Zusammenfassend kann also festgestellt werden, dass die Voraussetzungen für die 
Durchführung eines Verfahrens nach §§ 13b i.V.m. 13a BauGB vorliegen. 
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Rechtsfolgen 

Erleichterungen bei der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

§§ 13b i.V.m. 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB verweist auf die Vorschriften des vereinfachten 
Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 und 3 BauGB, die für entsprechend an-
wendbar erklärt werden. Das heißt zunächst, dass im beschleunigten Verfahren eben-
so wie beim vereinfachten Verfahren von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörte-
rung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen werden kann (vgl. § 13 Abs. 2 
Nr. 1 BauGB). 

 

Erleichterungen hinsichtlich Umweltprüfung und Überwachung 

§ 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB bestimmt, dass grundsätzlich für alle Bauleitpläne eine Um-
weltprüfung durchgeführt wird, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltaus-
wirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. 
Ausnahmen hiervon regelt § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB für das vereinfachte Verfahren: 
In diesem wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbe-
richt nach § 2a BauGB und von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Ar-
ten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen. Diese Regelung soll 
dahingehend ergänzt werden, dass im vereinfachten Verfahren außerdem von der zu-
sammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 4 BauGB  35 ab-
gesehen wird. Außerdem ist § 4c BauGB (Überwachung der erheblichen Umweltaus-
wirkungen) nicht anzuwenden. §§ 13b i.V.m.13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB erklärt auch die-
se für das vereinfachte Verfahren geltenden Verfahrenserleichterungen für das be-
schleunigte Verfahren für entsprechend anwendbar. Die Ausnahmen vom europa-
rechtlich vorgegebenen Grundsatz, dass sämtliche Bauleitpläne einer Umweltprüfung 
zu unterziehen sind (§ 2 Abs. 4 BauGB), werden also über die Fälle des vereinfachten 
Verfahrens hinaus erweitert auf das beschleunigte Verfahren; auch die von diesem er-
fassten Bebauungspläne, also bestimmte Bebauungspläne der Innenentwicklung, un-
terliegen damit keiner förmlichen Umweltprüfung mehr. 

 

Erleichterungen hinsichtlich des Entwicklungsgebots (§ 8 Abs. 2 BauGB) 

Der Flächennutzungsplan ist lediglich im Wege der Fortschreibung anzupassen. Der 
Flächennutzungsplan weißt den Planbereich bereist als Wohnbaufläche aus. Eine wei-
tere Anpassung ist daher nicht erforderlich. 

 

Erleichterungen hinsichtlich der Ausgleichspflicht nach der Eingriffsregelung 

Im Regelverfahren zur Aufstellung eines Bauleitplans sind nach § 1a Abs. 3 Satz 1 
BauGB in der Abwägung die Vermeidung und der Ausgleich der zu erwartenden Ein-
griffe in Natur und Landschaft (Eingriffsregelung nach dem BNatSchG) zu berück-
sichtigen. Der Ausgleich erfolgt durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen im 
Bauleitplan (vgl. § 1a Abs. 3 Satz 2 BauGB). Gemäß § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB ist ein 
Ausgleich nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Ent-
scheidung erfolgt sind oder zulässig waren; diese Ausnahme betrifft im Wesentlichen 
die Überplanung von Innenbereichssituationen (§ 34 BauGB), greift aber auch bei der 
Änderung eines Bebauungsplans. Gemäß §§ 13b i.V.m. 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gel-
ten für Bebauungspläne zur Einbeziehung von Außenbereichsflächen, die eine Grund-
fläche von weniger als 10.000 qm aufweisen, Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung 
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des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Diese Fiktion beinhaltet faktisch 
eine Freistellung der erfassten Bebauungspläne von der Ausgleichsverpflichtung. 
Nach der amtlichen Begründung des Gesetzentwurfs wird dies für notwendig erachtet, 
um die Praktikabilität der beschleunigt aufzustellenden, kleinräumigen Bebauungsplä-
ne zu erreichen. Im Hinblick auf die besonderen Merkmale dieser Bebauungspläne 
und das mit ihnen verfolgte Ziel, die Flächeninanspruchnahme zu begrenzen und Ein-
griffe in Natur und Landschaft zu vermeiden, wird diese Regelung für gerechtfertigt 
gehalten. Der Gemeinde bleibt es unbenommen, trotz der gesetzlich vorgesehenen 
Freistellung von der Ausgleichsverpflichtung nach allgemeinen Grundsätzen einen 
Ausgleich zu berücksichtigen und geeignete Festsetzungen zu treffen, da die Belange 
des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der Landespflege entspre-
chend § 1 Abs. 6 BauGB nach wie vor im Rahmen der Abwägung sachgerecht zu ge-
wichten sind. 

Bereits im Zuge der Aufstellung des südlich angrenzenden Baugebietes „Im Boden“ 
wurden für die geplante Erweiterung „Im Boden II“ Ausgleichsflächen dargestellt. Diese 
Maßnahmenflächen sehen die Anlage von Streuobstwiesen und Baumpflanzungen 
sowie Anlage von Heckenstruckturen nördlich der Ortslage (Flur 3 Flurstücke 114, 
229/2, Randstreifen entlang der K 96) vor und sind bereits umgesetzt. Sie werden re-
gelmäßig entsprechend den Bewirtschaftungsauflagen gepflegt. 

 

Abbildung 4: Ausschnitt aus dem Bebauungsplan "Im Boden" mit Darstellung der Kompensati-
onsflächen (unmaßstäblich) 
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2.7 Ergänzendes Verfahren nach §215a BauGB 

 

Die Realisierung des geplanten Baugebietes soll mit Hilfe des Bebauungsplanes recht-
lich ermöglicht werden. Der Bebauungsplan wurde im Verfahren nach § 13b BauGB 
begonnen. Das Bundesverwaltungsgericht hat im Sommer 2023 entschieden, dass der 
im Jahr 2017 eingeführte § 13b BauGB, der die Aufstellung von Bebauungsplänen im 
Außen-bereich im vereinfachten Verfahren ohne förmliche Umweltprüfung erlaubte, 
gegen Europarecht verstößt und nicht mehr angewendet werden darf. Die sogenannte 
„Reparaturregelung" zu § 13b BauGB (§ 215a BauGB), die mit Gesetz vom 
20.12.2023 beschlossen und im Bundesgesetzblatt am 22. Dezember 2023 veröffent-
licht wurde (BGBl. 2023 Nr. 394) trat zum 1. Januar 2024 in Kraft. Gemäß der Ent-
scheidung des Bundesverwaltungsgerichts ist eine Prüfung der voraussichtlich zu er-
wartenden Umweltauswirkungen durch eine genügende Einzelfallprüfung (Vorprüfung) 
durchzuführen. Somit wurde bei laufenden Bebauungsplanverfahren nach § 13b 
BauGB eine Beendigung im beschleunigten Verfahren bzw. bei abgeschlossenen 
„§ 13b Bebauungsplanverfahren“ die Durchführung eines ergänzenden beschleunigten 
Verfahrens gem. § 214 Abs. 4 BauGB ermöglicht, wenn sich aufgrund einer Vorprü-
fung des Einzelfalls entsprechend § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB voraussichtlich 
keine erheblichen Umweltauswirkungen aufgrund des Bebauungsplans ergeben. Für 
den Bebauungsplan „Im Boden II“ ist somit eine umweltbezogene Vorprüfung des Ein-
zelfalls durchzuführen. Die Umweltbezogene Einzelfallprüfung (Vorprüfung), erstellt 
vom Büro Freiraumplanung Diefenthal, Moschheim, vom Oktober 2024 ist Bestandteil 
des Bebauungsplanes. 

 

 

3 Nachrichtliche Übernahmen, Hinweise 
 

3.1 Denkmalpflege 

Bei Erdarbeiten erkennbare Bodendenkmäler bzw. archäologische Funde (wie Mau-
ern, Erdverfärbungen, Knochen, Gefäße oder Scherben, Münzen usw.) unterliegen 
gem. §§ 16 - 21 Denkmalschutz- und –pflegegesetz Rheinland-Pfalz der Meldepflicht 
an die Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Archäologie, Außenstelle Koblenz 
und sind unverzüglich zu melden. 

Die Errichtung von baulichen Anlagen ist im Rahmen des Bauantragsverfahrens mit 
der Denkmalbehörde abzustimmen. 

 

3.2 Niederschlagswasser 

Zur Minimierung der Wirkungen der Versiegelung wird die zentrale Rückhaltung des 
auf den Privatgrundstücken und auf den Verkehrsflächen anfallenden Niederschlags-
wassers wie folgt festgesetzt: 

Anfallendes Oberflächenwasser auf den privaten Grundstücken soll nicht direkt und 
ungedrosselt in den Kanalhausanschluss eingeleitet werden. Empfohlen wird die 
Rückhaltung des unbelasteten Niederschlagwassers auf den privaten Grundstücken in 
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geeigneten, ausreichend dimensionierten Behältnissen und die Verwendung zur Be-
wässerung der Außenanlagen in Übereinstimmung mit den Zielen des §55 Abs. 2 
Wasserhaushaltsgesetzt (WHG), was den Eingriff in den natürlichen Wasserhaushalt 
und -kreislauf minimiert. Eine anderweitige Verwendung des Niederschlagwassers in 
Form von Brauchwasser und dessen spätere Zuleitung in die Schmutzwasserkanali-
sation ist nicht gestattet. Zur Rückhaltung des Oberflächenwassers aus dem Planbe-
reich wird eine Teilfläche am süd-östlichen Rand des Geltungsbereiches als Fläche für 
die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser (Rückhaltebecken RRB) 
ausgewiesen. Innerhalb dieser Fläche wird ein Rückhaltebecken in Erdbauweise unter 
Wiederverwendung des vorhandenen Oberbodens erstellt. Das auf den Privatgrund-
stücken (Dachflächen und versiegelte Grundstücksflächen) und den öffentlichen Ver-
kehrsflächen anfallende Niederschlagswasser wird in einem Oberflächenwasserkanal 
gesammelt und zur Rückhaltung und Versickerung in das zentrale Rückhaltebecken 
RRB eingeleitet. Der Überlauf wird zeitverzögert in den Vorfluter eingeleitet. 

Für den Bau und Betrieb der Rückhalteanlage, sowie die Einleitung des nicht schad-
haft verschmutzen Niederschlagswassers in den namenlosen Vorfluter, ein Gewässer 
III. Ordnung, wird vor Baubeginn der Erschließungsmaßnahme eine wasserrechtliche 
Erlaubnis nach den Vorgaben des Wasserhaushaltsgesetzes und des Landeswasser-
gesetzes beantragt. Unterhaltung und Pflege der Anlagen werden von den Verbands-
gemeindewerken durchgeführt. 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes „Im Boden“ wurde bereits eine wasser-
rechtliche Genehmigung zur Einleitung des aus dem Oberflächenabfluss anfallenden 
Wassers in ein Rückhaltebecken südlich des Baugebietes „Im Boden“ erteilt. 

 

3.3 Altlasten / Bodenkontaminationen 

Altlasten oder Ablagerungen sowie andere Bodenkontaminationen sind nach derzeiti-
gem Kenntnisstand im Plangebiet nicht bekannt und auch nicht zu vermuten. Werden 
im Rahmen der Baumaßnahmen, insbesondere bei Ausschachtmaßnahmen im Plan-
gebiet dennoch Bodenkontaminationen oder sonstige Beeinträchtigungen festgestellt, 
von denen eine Gefährdung für Mensch und Umwelt ausgehen können, ist umgehend 
die zuständige fachtechnische Behörde, die nächste Polizeidienststelle oder der Ab-
fallwirtschaftsbetrieb des Westerwaldkreises zu benachrichtigen. 

 

3.4 Bodenordnung 

Das gesamte Plangebiet befindet sich im Eigentum der Ortsgemeinde Weltersburg. 
Nach Abschluss des Planverfahrens, wird eine Parzellierung der Verkehrs- und Bau-
flächen durchgeführt. Ein Umlegungsverfahren ist nicht erforderlich.. 

 

3.5 Boden 

Bei den Baumaßnahmen anfallender Bodenaushub soll nach Möglichkeit im Eingriffs-
gebiet Verwendung finden (Erdmassenausgleich). Ergeben Untersuchungen, dass der 
angefallene Boden unbelastet ist, schreiben das Abfallwirtschafts- und das Boden-
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schutzgesetz vom 17.03.1998 vor, dass der Boden als Recyclinggut an anderem Ort 
wieder verwendet wird. 

 

3.6 Ver- und Entsorgung 

3.6.1 Wasserversorgung/ Wasserqualität 

Die Trink- und Löschwasserversorgung erfolgt in Trägerschaft der Werke der Ver-
bandsgemeinde Westerburg und kann durch Anschluss an das vorhandene örtliche 
Netz sowohl in qualitativer als auch quantitativer Hinsicht sichergestellt werden. 

3.6.2 Abwasser 

Die Entwässerung der Bauflächen erfolgt über das örtliche Kanalnetz. Für die zusätz-
lich geplanten Grundstücke ist der Anschluss an das bereits bestehende Leitungsnetz 
ausreichend und gewährleistet eine fachgerechte Ableitung der anfallenden Abwässer 
in die Kläranlage. 

Die anfallenden Oberflächenwässer werden durch ein Trennsystem in das vorhandene 
Regenrückhaltecken im Plangebiet des Bebauungsplanes „Im Boden“ eingeleitet und 
anschließend gedrosselt in die Vorflut abgegeben. Hierzu wurde bereits im Zuge des 
Aufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan „Im Boden“ eine gesonderte wasserrecht-
liche Planung erstellt, in der auch die nun vorliegende Baugebietserweiterung berück-
sichtigt wurde. Eine Überprüfung der Leistungsfähigkeit des Rückhaltebeckens erfolgt 
im Zuge des jetzigen Bebauungsplanverfahrens. 

Ggf. sind für die OW-Kanalisation Geh-, Fahr- und Leitungsrechte einzutragen. Der 
Verlauf wird nach Abstimmung mit den Versorgungsträgern im weiteren Verfahren in 
die Planung aufgenommen. 
 

3.6.3 Strom 

Die Stromversorgung ist durch Anschluss an das bestehende Netz des regionalen 
Versorgers sichergestellt. Die das Plangebiet querende Freileitung soll im weiteren 
Verlauf als Erdkabel verlegt werden, so dass eine bauliche Nutzung der heutigen Si-
cherheitsbereiche ermöglicht wird. Hierfür wurde das erforderliche Geh- Fahr- und Lei-
tungsrecht in den B-Plan eingetragen. 

3.6.4 Telefon 

Fernmelde- und Telefoneinrichtungen sind in der angrenzenden Ortslage vorhanden 
und können für den Anschluss der neuen Bauflächen erweitert werden. Arbeiten am 
Leitungsnetz sind mit dem Versorgungsträger frühzeitig abzustimmen. 
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3.7 Artenschutz 

Für das Plangebiet wurde eine gesonderte Erfassung der gem. § 7 BNatSchG beson-
ders und streng geschützten Arten durchgeführt. Aufgrund der Biotoptypenausprägung 
konnten in den angrenzenden Siedlungsflächen und Gärten mit Obstbäumen sowie im 
Planungsraum mit den landwirtschaftlich genutzten Grünlandflächen und Gehölzbe-
ständen im Osten die nachfolgend aufgeführten typischen siedlungsbewohnenden Ar-
ten nachgewiesen werden: 

Brutvögel: 
Amsel (angrenzende Gärten) 
Blaumeise (angrenzende Gärten, Feldgehölz am Weg) 
Buchfink (angrenzende Gärten) 
Elster (angrenzende Gärten) 
Hausrotschwanz (Siedlungsflächen) 
Haussperling (angrenzende Gärten) 
Heckenbraunelle (Siedlungsflächen) 
Kohlmeise (angrenzende Gärten, Obstbäume) 
Mehlschwalbe (Brut in angrenzender Ortslage) 
Mönchsgrasmücke (angrenzende Gärten) 
Star (Brut in angrenzender Ortslage) 
Stieglitz (angrenzende Gärten) 
Zaunkönig (angrenzende Wohnbauflächen) 
Zilpzalp (Gehölze in der Ortslage) 
 
Nahrungsgäste (auf den Grünlandflächen): 
Amsel 
Bachstelze 
Hausrotschwanz 
Haussperling 
Kohlmeise 
Mauersegler 
Mehlschwalbe 
Rabenkrähe 
Rauchschwalbe 
Rotmilan 
Singdrossel 
Star 
Stieglitz 
Wacholderdrossel 
 

Die Gehölbestände mit Totholz im Osten des Plangebietes weisen vereinzelt Baum-
höhlen auf und werden durch die Planung nicht beseitigt.  

Ein Obstbaum mit Steinkauz-Niströhre befindet sich in geringer Entfernung unmittelbar 
nördlich des Plangebietes. Dieser bleibt erhalten bleiben. Eine aktuelle Nutzung als 
Nistplatz ist nicht vorhanden. 

Weitere artenschutzrechtlich relevante Artvorkommen konnten im Planungsraum und 
dessen Umfeld nicht festgestellt werden. Auch ist mit dem Vorkommen weiterer arten-
schutzrechtlich relevanten Artengruppen, wie z. B. der Haselmaus oder der Zau-
neidechse aufgrund der Habitatstrukturen im Plangebiet nicht zu rechnen. Eine Betrof-
fenheit der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände durch den § 44 Abs. 1 
BNatSchG ist daher nicht gegeben. 

Weltersburg, 18.10.2024 


